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W105 1426083-2/2E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Harald BENDA als Einzelrichter Uber die Beschwerde von
XXXX', geb. XXXX , StA. Afghanistan, vertreten durch XXXX , gegen den Bescheid des Bundesamtes flr Fremdenwesen
und Asyl vom 16.10.2019, ZI. 810267007-190869882, zu Recht erkannt:

A)

Der Beschwerde wird stattgegeben und die Spruchpunkte I, lll., IV., V. und VI. des angefochtenen Bescheides werden
ersatzlos behoben.

Spruchpunkt Il. des angefochtenen Bescheides wird dahingehend abgeandert, dass dem Antrag vom 12.11.2019 auf
Verlangerung der befristeten Aufenthaltsberechtigung gemaR 8 8 Abs. 4 AsylG 2005 stattgegeben und XXXX eine
befristete Aufenthaltsberechtigung als subsidiar Schutzberechtigter bis zum 10.03.2021 erteilt wird.
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B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

l. Verfahrensgang:

Der Beschwerdefuhrer (BF), ein mannlicher Staatsangehoriger Afghanistans, stellte im Osterreichischen Bundesgebiet

am 19.03.2011 einen Antrag auf internationalen Schutz.

Dieser Antrag wurde mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 28.03.2012 bezuglich der Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten gemal 8 3 Abs. 1iVm 8 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100/2005 (AsylG) idgF (Spruchpunkt 1.),
sowie gemalR 8§ 8 Abs. 1 Z 13 AsylG beziuglich des Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den
Herkunftsstaat Afghanistan des BF (Spruchpunkt II.), abgewiesen. GemaR § 10 Abs. 1 Z 2 AsylG wurde der BF aus dem
Osterreichischen Bundesgebiet ausgewiesen (Spruchpunkt l11.).

Gegen diesen Bescheid erhob der BF die Beschwerde vom 10.04.2012 und beantragte den Bescheid zur Ganze zu
beheben und Asyl gemal3 8 3 AsylG zu gewdhren sowie fur den Fall der Abweisung des gemal3§ 8 Abs. 1 Z 1 AsylG
festzustellen, dass dem BF der Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf seinen Herkunftsstaat zukomme
sowie festzustellen, dass die Ausweisung aus dem o6sterreichischen Bundesgebiet unzuldssig sei und eine mundliche
Verhandlung durchzufihren.

Mit Erkenntnis vom 08.04.2015, ZI. W 171 1426083-1/11E, wies das Bundesverwaltungsgericht die gegen diesen
Bescheid erhobene Beschwerde hinsichtlich der Nichtzuerkennung des Status des Asylberechtigten gemaf § 3 Abs. 1
AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100/205 (AsylG) idgF als unbegriindet ab (Spruchpunkt I.), erkannte dem BF gemaR8 8 Abs. 1
AsylG 2005 den Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat zu (Spruchpunkt II.) und
erteilte ihm gemaR & 8 Abs. 4 AsylG 2005 idgF eine befristete Aufenthaltsberechtigung als subsididr Schutzberechtigter
von einem Jahr bis zum 08.04.2016 (Spruchpunkt III.). Begrindend wurde ausgefihrt, dass die Sicherheitslage in der
Herkunftsprovinz Nangarhar des BF prekar sei und dass aufgrund der Haufung und Schwere der in dieser Region
verlbten Anschlage und herrschenden Kriegshandlungen eine allfallige Ruckfihrung des BF in diese Region mit einer
ernstzunehmenden Gefahr fur Leib und Leben verbunden wadre. Es hatten sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass der
BF in einer anderen Gegend Afghanistans Full fassen konnte. Der BF sei als Ruckkehrer auBerhalb des
Familienverbandes nach einem langeren Aufenthalt im westlich gepragten Ausland Schwierigkeiten wirtschaftlicher
und gesellschaftlicher Art ausgesetzt und es wiirden ihm die notwendigen oOrtlichen Kenntnisse in Kabul fehlen. Das
Vorliegen einer innerstaatlichen Fluchtalternative sei derzeit unter den dargelegten Umstanden zu verneinen. Die
Sicherheitslage in Afghanistan erlaube es nicht, dass Personen, die sich in ortsfremden Gemeinden niederlieBen. Sie
wlrden an einem anderen Ort als dem Heimatort keine Solidaritat seitens der Einheimischen finden. Aufgrund der
persoénlichen Situation des BF sei zu erkennen, dass er im Falle seiner nunmehrigen Rickkehr nach Afghanistan in eine
ausweglose Lebenssituation geraten und real Gefahr laufen wiirde, eine Verletzung seiner durch Art. 2 EMRK, Art. 3
EMRK oder der durch die Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention geschiitzten Rechte zu erleiden.

Am 10.03.2016 stellte der BF einen Antrag auf Verlangerung seiner befristeten Aufenthaltsberechtigung.

Mit Bescheid vom 08.06.2016 wurde dem BF eine befristete Aufenthaltsberechtigung gemaRg 8 Abs. 4 AsylG 2005,
BGBI. | Nr. 100/2005 idgF bis zum 08.04.2018 erteilt. Begrindend wurde ausgefuhrt, dass sich aufgrund der
Ermittlungen zur allgemeinen Lage im Herkunftsstaat in Verbindung mit dem Vorbringen des BF bzw. dem Antrag des
BF das Vorliegen der Voraussetzungen fur die Verldngerung der befristeten Aufenthaltsberechtigung glaubwiirdig

seien.

Am 01.03.2018 stellte der BF einen Antrag auf Verlangerung seiner befristeten Aufenthaltsberechtigung, worin er
angab, dass sich die Grinde, die zur Erteilung der befristeten Aufenthaltsberechtigung gefiihrt hatten, im
Wesentlichen nicht geandert hatten, weshalb die Voraussetzungen fir die Verldngerung der Aufenthaltsberechtigung
gemal § 8 Abs. 4 Satz 2 TS 2 AsylG erflllt seien.

Mit Bescheid vom 09.04.2018 wurde die befristete Aufenthaltsberechtigung gemaR8 8 Abs. 4 AsylG 2005, BGBI. | Nr.
100/2005 idgF bis zum 08.04.2020 verlangert und begriindend ausgefiihrt, dass sich aufgrund der Ermittlungen zur


https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/2
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2005/100
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/8
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/10
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/3
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/8
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/3
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/8
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/8
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/8
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2005/100
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/8
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2005/100

allgemeinen Lage im Herkunftsstaat des BF in Verbindung mit seinem Vorbringen bzw. seinem Antrag das Vorliegen
der Voraussetzungen fur die Verlangerung der befristeten Aufenthaltsberechtigung als glaubwurdig gewertet werde.

Am 20.09.2019 wurde der BF zur Prifung der Aberkennung des subsididaren Schutzes von der Behérde einvernommen
und gab im Wesentlichen Folgendes zu Protokoll: Er sei gesund, er habe im Heimatland keine Schulbildung gehabt, er
habe in Osterreich Deutschkurse und die B1-Priifung gemacht. Er sei schon ldngere Zeit berufstitig und habe den
Taxischein gemacht und arbeite nebenbei geringfligig in einer Pizzeria. Die Ehegattin des BF lebe in XXXX /Pakistan bei
seinem Cousin und ebenfalls seine Tochter, geb. XXXX . Normalerweise lebe die Ehegattin bei seinem Onkel in
Nangahar, derzeit warte sie auf eine Entscheidung zum Einreiseantrag in Pakistan und schicke der BF seiner Ehegattin
Geld zur Bestreitung des Lebensunterhaltes. Der BF habe Pakistan verlassen, weil die pakistanischen Taliban ihn zum
Kampf gegen die pakistanische Regierung zwingen wirden wollen. Die 60-jahrige Mutter XXXX lebe grof3teils beim
Onkel matterlicherseits in Afghanistan, aber lebe derzeit in XXXX , weil sie krank sei und die medizinische Versorgung
in Afghanistan nicht so gut sei. Der BF habe zwei weitere Kinder gehabt, deren Mutter auch seine Gattin gewesen sei.
Obwohl der BF seit 2011 in Osterreich sei, habe er mit seiner Ehefrau eine Tochter, die XXXX geboren worden sei. Der
BF sei 2015, 2016 und 2018 erneut in Pakistan gewesen. Der BF habe seit seinem zweiten Lebensjahr in Pakistan gelebt
und sei er seit seiner Ausreise nach Pakistan etwa zwei Mal in Afghanistan gewesen. Er habe Pakistan verlassen, weil
die pakistanischen Taliban ihn zum Kampf gegen die pakistanische Regierung zwingen wollten. Der BF habe keine
Kontakte mehr zu Afghanistan und habe dort auch keine Wohnanschrift. Der BF sei derzeit berufstatig, habe
dsterreichische Freunde, aber keine Lebensgemeinschaft bzw. neue Partnerin in Osterreich. Er habe eine eigene
Wohnung und lebe in einer Wohngemeinschaft mit einem indischen Paar. Im Fall einer Rickkehr nach Afghanistan
habe er dort nichts und wisse nicht, wo seine Feinde seien. Er verflige Uber ca. EUR 2000,-- Barmittel.

In der Folge wurde dem BF mit dem angefochtenen Bescheid vom 16.10.2019 der mit Erkenntnis vom 08.04.2015, ZI. W
171 1426083-1/11E zuerkannte Status des subsididr Schutzberechtigten gemaR § 9 Abs. 1 Asylgesetz 2005, BGBI. | Nr.
100/2005 (AsylG) idgF, von Amts wegen aberkannt (Spruchpunkt I.), die mit Bescheid vom 08.04.205, ZI. W 171
1426083-1/11E erteilte befristete Aufenthaltsberechtigung als subsididr Schutzberechtigter gemall 8 9 Abs. 4 AsylG
entzogen (Spruchpunkt I1.), ein Aufenthaltstitel aus bertcksichtigungswirdigen Griinden wurde gemal § 57 AsylG nicht
erteilt (Spruchpunkt I1l.), gemaR &8 10 Abs. 1 Z 5 AsylG iVm & 9 BFA-Verfahrensgesetz, BGBI. | Nr. 87/2012 (BFA-VG) idgF
wurde eine Ruckkehrentscheidung gemald § 52 Abs. 2 Z 4 Fremdenpolizeigesetz 2005, BGBI. | Nr. 100/2005 (FPG) idgF,
erlassen (Spruchpunkt IV.), gemald § 52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass die Abschiebung gemaR § 46 FPG nach Afghanistan
zulassig sei (Spruchpunkt V.) sowie gemal3 § 55 Abs. 1 bis 3 FPG die Frist fur die freiwillige Ausreise mit 14 Tagen ab
Rechtskraft der Rickkehrentscheidung festgesetzt (Spruchpunkt VL.).

Begrindend wurde im angefochtenen Bescheid unter Darlegung naherer Erwdgungen zu Spruchpunkt I. im
Wesentlichen ausgefiihrt, dass die Voraussetzungen fur die Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten
nicht mehr vorlagen. Die subjektive Lage habe sich im Vergleich zum seinerzeitigen Entscheidungszeitpunkt, als
subsididrer Schutz gewahrt worden sei, gedandert. Eine RuckfUhrung in die Herkunftsprovinz Nangahar sei zwar
ausgeschlossen, aber eine Zurtickweisung, Zurickschiebung oder Abschiebung nach Balkh, Mazar-e-Sharif gefahrde
den BF im Recht auf Leben nicht, er ware nicht der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder
Behandlung unterworfen, ware nicht von der Todesstrafe bedroht oder wirde nicht einer asylrelevanten Verfolgung
unterliegen. Der BF kdnne derzeit wieder auf die Unterstitzung von Familienmitgliedern in Afghanistan zurlckgreifen.
Der Onkel des BF, der Vater seiner Gattin, befinde sich derzeit in Afghanistan in der Herkunftsprovinz und sowohl die
Mutter des BF, als auch dessen Gattin hatten ihren Lebensmittelpunkt grundsatzlich in Afghanistan. Der BF sei ein
gesunder und arbeitsfahiger Mann, der im Bundesgebiet Arbeitserfahrung gesammelt habe und wahrend dem
Aufenthalt im Bundesgebiet fiir sich selbst Sorge getragen habe. Der Aufenthalt in Osterreich habe beim BF zum
Erwerb von Kenntnissen und Fahigkeiten gefuhrt, die dem BF im Falle einer Ruckkehr und Ansiedlung mal3geblich von
Nutzen sein konnten. Es sei dem BF jedenfalls zumutbar, bei einer Rickkehr eine Tatigkeit aufzugreifen und
selbststandig fur den Unterhalt zu sorgen. Die Anpassungsfahigkeit und Flexibilitat hatte der BF bereits durch sein
selbststandiges Leben in Osterreich bewiesen. Es sei dem BF zumutbar sich gegebenenfalls mit seiner Familie in einem
anderen Gebiet Afghanistans, als der Heimatprovinz Nangahar, niederzulassen. Vor Ort in Afghanistan seien zudem
verschiedene Organisationen fur Rickkehrer tatig. Zu Spruchpunkt IV. wurde im Wesentlichen ausgefihrt, dass der BF
zwar zum befristeten Aufenthalt berechtigt sei, aber misse ihm bewusst sein, dass mit einer allfalligen Anderung der
Grinde, weshalb dem BF der Status des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt worden sei, eine Aberkennung des
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Schutzstatus verbunden sei. Bei einem Aufenthalt als Schutzberechtigter kdnne weder von einem besonders kurzen
bzw. Uberlangen Aufenthalt ausgegangen werden, sodass der Aufenthaltsdauer allein keine hervorgehobene
Bedeutung im Zuge der Interessensabwagung zugedacht werden kdénne. Eine besonders starke Integration in
Osterreich kénne nicht erkannt werden, die Familie des BF habe ihren Lebensmittelpunkt in Afghanistan und teils in
Pakistan. Der BF sei mit den kulturellen Gepflogenheiten und Besonderheiten seines Heimatlandes vertraut sowie
spreche er Dari und Paschto. Ein Vergleich der Verhéltnisse in Osterreich mit den Verhiltnissen in Afghanistan im
Rahmen einer Interessenabwagung gemall 8 8 Abs. 2 EMRK bringe keine gewichtigen Argumente zugunsten der
privaten Interessen des BF hervor.

Gegen diesen Bescheid in seinem gesamten Umfang richtet sich die vorliegende Beschwerde, der BF beantragte den
angefochtenen Bescheid des BFA vom 16.10.2019, ZI. 810267007-190869882, zu beheben und auszusprechen, dass
dem BF weiterhin der Status des subsididr Schutzberechtigten zukomme sowie sein befristet ausgesprochenes
Aufenthaltsrecht aufrecht bleibe (a); in eventu den angefochtenen Bescheid dahingehend abzudndern, dass dem BF
neuerlich subsididrer Schutz gewahrt und eine befristete Aufenthaltsberechtigung erteilt werde (b); in eventu den hier
angefochtenen Bescheid dahingehend abzudndern, dass dem BF ein Aufenthaltstitel aus bertcksichtigungswurdigen
Grunden erteilt werde, sowie die erlassene Ruckkehrentscheidung und Feststellung, dass die Abschiebung des BF nach
Afghanistan zuldssig sei, ersatzlos zu beheben (c); in eventu den hier angefochtenen Bescheid dahingehend
abzuandern, dass ausgesprochen werde, dass betreffend den BF eine Abschiebung auf Dauer unzulassig sei bzw. eine
Ruckkehrentscheidung auf Dauer unzuldssig sei (d); den hier angefochtenen Bescheid des BFA aufzuheben und zur
neuerlichen Entscheidung nach Verfahrensergdnzung an die Erstinstanz zurlckzuverweisen (e); jedenfalls eine
mundliche Beschwerdeverhandlung anzuberaumen und durchzufiihren, sowie den BF zu dieser zu laden und
einzuvernehmen (f). Der BF machte im Wesentlichen geltend, dass sich die Griinde, die zur Zuerkennung des Status
des subsidiar Schutzberechtigten gefuhrt hatten und das zu Gunsten des BF befristet ausgesprochene
Aufenthaltsrecht bewirkt hatten, weiterhin in vollem und gleichem Umfang wie zum damaligen Zeitpunkt vorliegen
wlrden. Die allgemeine Sicherheitslage in Afghanistan, insbesondere im Hinblick auf die individuellen seinerzeit
geschilderten Probleme des BF habe sich weder verbessert, noch geandert. Eine Anderung des Status des BF bzw. ein
Entzug dieser Berechtigungen und dieses Status sei rechtswidrig und inhaltlich auch vor dem Hintergrund der aktuell
vorliegenden Landerfeststellungen zu Afghanistan nicht rechtfertigbar. Weiters wurde angefiihrt, dass der BF die
deutsche Sprache auf der gepriften Niveaustufe B1 spreche. Der BF gehe einer geregelten Beschaftigung nach
seitdem ihm der Zugang zum 06sterreichischen Arbeitsmarkt offenstehe. Als Taxilenker der XXXX verdiene er monatlich
EUR 1.500,-- und habe der BF am 14.06.2019 die entsprechende Taxilizenz durch Ablegung der entsprechenden
Priifung vor der WKO OO erworben.

Il) Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:
Festgestellt wird zunachst der oben dargelegte Verfahrensgang.

Der strafgerichtlich unbescholtene BF ist afghanischer Staatsangehdriger, gehort der Volksgruppe der Paschtunen an
und bekennt sich zur sunnitischen Glaubensrichtung. Der BF spricht Dari und Deutsch. Der BF stammt aus der Provinz
Nangahar, Distrikt XXXX . Der BF ist gesund und derzeit Taxilenker bei der XXXX .

Die Gattin und Tochter des BF befinden sich derzeit in Pakistan, leben aber normalerweise in Afghanistan.

Nicht festgestellt werden kann, dass sich die Sicherheitslage in Mazar-e Sharif im Herkunftsstaat des BF seit der
Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten im Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts vom
08.04.2015, ZI. W171 1426083-1/11E bzw. nach Verldngerung der befristeten Aufenthaltsberechtigung mit Bescheid
vom 09.04.2018, ZI. 810267007-1341671, wesentlich und nachhaltig verbessert hat.

Zur allgemeinen politischen, menschenrechtlichen Situation sowie zur Sicherheitslage im Herkunftsland des BF wird
Folgendes festgestellt:

Politische Lage

Afghanistan ist ein Zentralstaat mit 34 Provinzen, die in Distrikte gegliedert sind (AA 15.4.2019). Auf einer Flache von ca.
632.000 Quadratkilometern (CIA 24.5.2019) leben ca. 32 Millionen Menschen (CSO 2019).

Im Jahr 2004 wurde die neue Verfassung angenommen (BFA 7.2016; vgl. Casolino 2011), die vorsieht, dass kein Gesetz



gegen die Grundsatze und Bestimmungen des Islam verstofRen darf und alle Burgerinnen und Burger Afghanistans,
Mann wie Frau, gleiche Rechte und Pflichten vor dem Gesetz haben (BFA 3.2014; vgl. Casolino 2011, MPI 27.1.2004).

Die Verfassung der islamischen Republik Afghanistan sieht vor, dass der Prasident der Republik direkt vom Volk
gewahlt wird und sein Mandat funf Jahre betragt (Casolino 2011). Implizit schreibt die Verfassung dem Prasidenten
auch die Fuhrung der Exekutive zu (AAN 13.2.2015) und die Provinzvorsteher, sowie andere wichtige
Verwaltungsbeamte, werden direkt vom Prdsidenten ernannt und sind diesem rechenschaftspflichtig. Viele werden
aufgrund persénlicher Beziehungen ausgewahlt (EC 18.5.2019).

In Folge der Prasidentschaftswahlen 2014 wurde am 29.09.2014 Mohammad Ashraf Ghani als Nachfolger von Hamid
Karzai in das Prasidentenamt eingeflhrt. Gleichzeitig trat sein Gegenkandidat Abdullah Abdullah das Amt des
Regierungsvorsitzenden (CEO) an - eine per Présidialdekret eingefiihrte Position, die Ahnlichkeiten mit der Position
eines Premierministers aufweist. Ghani und Abdullah stehen an der Spitze einer Regierung der nationalen Einheit
(National Unity Government, NUG), auf deren Bildung sich beide Seiten in Folge der Prasidentschaftswahlen
verstandigten (AA 15.4.2019; vgl. AM 2015, DW 30.9.2014). Bei der Prasidentenwahl 2014 gab es Vorwirfe von
Wahlbetrug in groem Stil (RFE/RL 29.5.2019). Die ursprunglich fir den 20. April 2019 vorgesehene
Prasidentschaftswahl wurde mehrfach verschoben, da die Wahlbehérden auf eine landesweite Wahl so kurz nach der
Parlamentswahl im Oktober 2018 nicht vorbereitet waren. Der Oberste Gerichtshof Afghanistans konnte die
Herausforderungen fur die Wahlkommission nachvollziehen und verlangerte die Amtszeit von Prasident Ashraf Ghani
bis zu der auf den 28.9.2019 verschobenen Prasidentschaftswahl (DZ 21.4.2019).

Parlament und Parlamentswahlen

Die afghanische Nationalversammlung ist die héchste legislative Institution des Landes und agiert im Namen des
gesamten afghanischen Volkes (Casolino 2011). Sie besteht aus zwei Kammern: dem Unterhaus oder Volksvertretung
(Wolesi Jirga) mit 250 Abgeordneten (fiir 5 Jahre gewahlt), sowie dem Oberhaus oder Altestenrat (Meschrano Jirga) mit
102 Abgeordneten (AA 15.4.2019).

Das Oberhaus setzt sich laut Verfassung zu je einem Drittel aus Vertretern der Provinz- und Distriktrate zusammen.
Das letzte Drittel der Senatoren wird durch den Prasidenten bestimmt (AA 15.4.2019). Die Halfte der vom Prasidenten
entsandten Senatoren mussen Frauen sein. Weiters vergibt der Prasident zwei Sitze fiir die nomadischen Kutschi und
zwei weitere an behinderte Personen. Auch ist de facto ein Sitz fir einen Vertreter der Hindu- bzw. Sikh-Gemeinschaft
reserviert (USDQOS 13.3.2019).

Die Sitze im Unterhaus verteilen sich proportional zur Bevélkerungszahl auf die 34 Provinzen. Verfassungsgemaf3 sind
flr Frauen 68 Sitze, flr die Minderheit der Kutschi zehn Sitze und fur Vertreter der Hindu- bzw. Sikh-Gemeinschaft ein
Sitz reserviert (AAN 22.1.2017; vgl. USDOS 13.3.2019, Casolino 2011).

Die Rolle des Parlaments bleibt begrenzt. Ob das neue Parlament, das sich nach den Wahlen vom Oktober 2018 erst
mit erheblicher Verzégerung im April 2019 konstituierte, eine andere Rolle einnehmen kann, muss sich zunachst noch
erweisen. Zwar beweisen die Abgeordneten mit kritischen Anhérungen und Abanderungen von Gesetzentwdirfen in
teils wichtigen Punkten, dass das Parlament grundsatzlich funktionsfahig ist, doch nutzt das Parlament auch seine
verfassungsmafigen Rechte, um die Arbeit der Regierung destruktiv zu behindern, Personalvorschlage der Regierung
z.T. Uber langere Zeitrdume zu blockieren und sich Zugestandnisse wohl auch durch finanzielle Zuwendungen an
einzelne Abgeordnete abkaufen zu lassen. Insbesondere das Unterhaus hat sich dadurch sowohl die Regierung der
Nationalen Einheit als auch die Zivilgesellschaft zum Gegner gemacht. Generell leidet die Legislative unter einem kaum
entwickelten Parteiensystem und mangelnder Rechenschaft der Parlamentarier gegeniber ihren Wahlern (AA
2.9.2019).

Die Prasidentschaftswahlen und Parlamentswahlen finden gemaR Verfassung alle funf Jahre statt (USIP 11.2013). Mit
dreijahriger Verzégerung fanden zuletzt am 20. und 21. Oktober 2018 - mit Ausnahme der Provinz Ghazni -
Parlamentswahlen statt (AA 15.4.2019; vgl. USDOS 13.3.2019). Die letzten Prasidentschaftswahlen fanden am 28.
September 2019 statt; ein vorlaufiges Ergebnis wird laut der unabhdngigen Wahlkommission (IEC) fur den 14.
November 2019 erwartet (RFE/RL 20.10.2019).

Bei den Wahlen zur Nationalversammlung am 20. und 21.10.2018 gaben etwa vier Millionen der registrierten 8,8
Millionen Wahlberechtigten ihre Stimme ab. In der Provinz Kandahar musste die Stimmabgabe wegen eines Attentats



auf den Provinzpolizeichef um eine Woche verschoben werden und in der Provinz Ghazni wurde die Wahl wegen
politischer Proteste, welche die Wahlerregistrierung beeintrachtigten, nicht durchgefuhrt (s.o0.). Die Wahl war durch
Unregelmaligkeiten gepragt, darunter Betrug bei der Wahlerregistrierung und Stimmabgabe, Einschiichterung der
Wahler, und einige Wahllokale mussten wegen Bedrohungen durch &rtliche Machthaber schlieRen. Die Taliban und
andere Gruppierungen behinderten die Stimmabgabe durch Drohungen und Beldstigungen. Durch Wahl bezogene
Gewalt kamen 56 Personen ums Leben und 379 wurden verletzt. Mindestens zehn Kandidaten kamen im Vorfeld der
Wabhl bei Angriffen ums Leben, wobei die jeweiligen Motive der Angreifer unklar waren (USDOS 13.3.2019).

Wegen Vorwlrfen des Betruges und des Missmanagements erklarte Anfang Dezember 2018 die afghanische
Wahlbeschwerdekommission (ECC) alle in der Provinz Kabul abgegebenen Stimmen fir ungultig (RFE/RL 6.12.2018). Die
beiden Wahlkommissionen einigten sich in Folge auf eine neue Methode zur Zahlung der abgegebenen Stimmen (TN
12.12.2018). Die Provinzergebnisse von Kabul wurden schlieBlich am 14.5.2019, fast sieben Monate nach dem Wabhltag,
veroffentlicht. In einer Ansprache bezeichnete Prasident Ghani die Wahl als "Katastrophe" und die beiden
Wahlkommissionen als "ineffizient" (AAN 17.5.2019).

Politische Parteien

Die afghanische Verfassung erlaubt die Grindung politischer Parteien, solange deren Programm nicht im Widerspruch
zu den Prinzipien des Islam steht (USDOS 29.5.2018). Um den Parteien einen allgemeinen und nationalen Charakter zu
verleihen, verbietet die Verfassung jeglichen Zusammenschluss in politischen Organisationen, der aufgrund von
ethnischer, sprachlicher (Casolino 2011; vgl. MPI 27.1.2004) oder konfessioneller Zugehorigkeit erfolgt (Casolino 2011;
vgl. MPI 27.1.2004, USDOS 29.5.2018). Auch darf keine rechtmaliig zustande gekommene Partei oder Organisation
ohne rechtliche Begriindung und ohne richterlichen Beschluss aufgeldst werden (MPI 27.1.2004).

Das kaum entwickelte afghanische Parteiensystem weist mit Gber 70 registrierten Parteien eine starke Zersplitterung
auf (AA 2.9.2019). Die politischen Parteien haben ihren Platz im politischen System Afghanistans noch nicht etablieren
kénnen (DOA 17.3.2019). Die meisten dieser Gruppierungen erscheinen mehr als Machtvehikel ihrer Fihrungsfiguren
denn als politisch-programmatisch gefestigte Parteien (AA 2.9.2019; vgl. AAN 6.5.2018, DOA 17.3.2019). Ethnische
Zugehorigkeit, personliche Beziehungen und ad hoc geformte Koalitionen spielen traditionell eine groRere Rolle als
politische Organisationen (AA 2.9.2019).

Das derzeitige Wahlsystem ist personenbezogen, die Parteien kénnen keine Kandidatenlisten erstellen, es sind keine
Sitze fur die Parteien reserviert und es ist den Parteien untersagt, Fraktionen im Parlament zu grinden. Der
Parteivorsitz wird nicht durch parteiinterne Abldufe bestimmt, sondern wird eher wie ein partimoniales Erbgut
gesehen, das von einer Generation an die nachste, vom Vater zum Sohn, Ubergeben wird. Die Menschen vertrauen
den Parteien nicht und junge, gebildete Leute sind nicht gewillt, solchen Parteien beizutreten (DOA 17.3.2019).

Die Hezb-e Islami wird von Gulbuddin Hekmatyar, einem ehemaligen Warlord, der zahlreicher Kriegsverbrechen
beschuldigt wird, geleitet. Im Jahr 2016 kam es zu einem Friedensschluss und Prasident Ghani sicherte den Mitgliedern
der Hezb-e Islami Immunitat zu. Hekmatyar kehrte 2016 aus dem Exil nach Afghanistan zurlick und kiindigte im Janner
2019 seine Kandidatur fur die Prasidentschaftswahlen 2019 an (CNA 19.1.2019).

Im Februar 2018 hat Prasident Ghani in einem Plan fur Friedensgesprache mit den Taliban diesen die Anerkennung als
politische Partei in Aussicht gestellt (DP 16.6.2018). Bedingung dafir ist, dass die Taliban Afghanistans Verfassung und
einen Waffenstillstand akzeptieren (NZZ 27.1.2019). Die Taliban reagierten nicht offiziell auf den Vorschlag (DP
16.6.2018; s. folgender Abschnitt, Anm.).

Friedens- und Verséhnungsprozess

Hochrangige Vertreter der Taliban sprachen zwischen Juli 2018 (DZ 12.8.2019) - bis zum pl&tzlichen Abbruch durch den
US-amerikanischen Prasidenten im September 2019 (DZ 8.9.2019) - mit US-Unterhandlern Uber eine politische Losung
des nun schon fast 18 Jahre wahrenden Konflikts. Dabei ging es vor allem um Truppenabzige und Garantien der
Taliban, dass Afghanistan nicht zu einem sicheren Hafen fur Terroristen wird. Die Gesprache sollen zudem in offizielle
Friedensgesprache zwischen der Regierung in Kabul und den Taliban minden. Die Taliban hatten es bisher abgelehnt,
mit der afghanischen Regierung zu sprechen, die sie als "Marionette" des Westens betrachten - auch ein
Waffenstillstand war Thema (DZ 12.8.2019; vgl. NZZ 12.8.2019; DZ 8.9.2019).

Prasident Ghani hatte die Taliban mehrmals aufgefordert, direkt mit seiner Regierung zu verhandeln und zeigte sich



Uber den Ausschluss der afghanischen Regierung von den Friedensgesprachen besorgt (NYT 28.1.2019; vgl. DP
28.1.2019, MS 28.1.2019). Bereits im Februar 2018 hatte Prasident Ghani die Taliban als gleichberechtigten Partner zu
Friedensgesprachen eingeladen und ihnen eine Amnestie angeboten (CR 2018). Ein fur Mitte April 2019 in Katar
geplantes Dialogtreffen, bei dem die afghanische Regierung erstmals an den Friedensgesprachen mit den Taliban
beteiligt gewesen ware, kam nicht zustande (HE 16.5.2019). Im Februar und Mai 2019 fanden in Moskau Gesprache
zwischen Taliban und bekannten afghanischen Oppositionspolitikern, darunter der ehemalige Staatsprasident Hamid
Karzai und mehreren Warlords, statt (Qantara 12.2.2019; vgl. TN 31.5.2019). Die afghanische Regierung war weder an
den beiden Friedensgesprachen in Doha, noch an dem Treffen in Moskau beteiligt (Qantara 12.2.2019; vgl. NYT
7.3.2019), was Unbehagen unter einigen Regierungsvertretern ausldste und die diplomatischen Beziehungen zwischen
den beiden Regierungen beeintrachtigte (REU 18.3.2019; vgl. WP 18.3.2019).

Vom 29.4.2019 bis 3.5.2019 tagte in Kabul die "groRe Ratsversammlung" (Loya Jirga). Dabei verabschiedeten deren
Mitglieder eine Resolution mit dem Ziel, einen Friedensschluss mit den Taliban zu erreichen und den
innerafghanischen Dialog zu férdern. Auch bot Prasident Ghani den Taliban einen Waffenstillstand wahrend des
Ramadan von 6.5.2019 bis 4.6.2019 an, betonte aber dennoch, dass dieser nicht einseitig sein wirde. Des Weiteren
sollten 175 gefangene Talibankampfer freigelassen werden (BAMF 6.5.2019). Die Taliban nahmen an dieser von der
Regierung einberufenen Friedensveranstaltung nicht teil (HE 16.5.2019).

Sicherheitslage

Die Sicherheitslage in Afghanistan ist nach wie vor volatil (UNGASC 3.9.2019), nachdem im Frihjahr sowohl die Taliban
als auch die afghanische Regierung neue Offensiven verlautbart hatten (USDOD 6.2019). Traditionell markiert die
Ankilndigung der jahrlichen Fruhjahrsoffensive der Taliban den Beginn der sogenannten Kampfsaison - was eher als
symbolisch gewertet werden kann, da die Taliban und die Regierungskrafte in den vergangenen Jahren auch im Winter
gegeneinander kampften (A] 12.4.2019). Die Frihjahrsoffensive des Jahres 2019 tragt den Namen al-Fath (UNGASC
14.6.2019; vgl. A} 12.4.2019; NYT 12.4.2019) und wurde von den Taliban trotz der Friedensgesprache angekutndigt (AJ
12.4.2019; vgl. NYT 12.4.2019). Landesweit am meisten von diesem aktiven Konflikt betroffen, waren die Provinzen
Helmand, Farah und Ghazni (UNGASC 14.6.2019). Offensiven der afghanischen Spezialeinheiten der Sicherheitskrafte
gegen die Taliban wurden seit Dezember 2018 verstarkt - dies hatte zum Ziel die Bewegungsfreiheit der Taliban zu
storen, Schllsselgebiete zu verteidigen und damit eine produktive Teilnahme der Taliban an den Friedensgesprachen
zu erzwingen (SIGAR 30.7.2019). Seit Juli 2018 liefen auf hochrangiger politischer Ebene Bestrebungen, den Konflikt
zwischen der afghanischen Regierungen und den Taliban politisch zu I6sen (TS 22.1.2019). Berichten zufolge standen
die Verhandlungen mit den Taliban kurz vor dem Abschluss. Als Anfang September der US-amerikanische Prasident
ein geplantes Treffen mit den Islamisten - als Reaktion auf einen Anschlag - absagte (DZ 8.9.2019). Wahrend sich die
derzeitige militarische Situation in Afghanistan nach wie vor in einer Sackgasse befindet, stabilisierte die Einfihrung
zusatzlicher Berater und Wegbereiter im Jahr 2018 die Situation und verlangsamte die Dynamik des Vormarsches der
Taliban (USDOD 12.2018).

Die afghanische Regierung behalt die Kontrolle Uber Kabul, die wichtigsten Bevdlkerungszentren und Transitrouten
sowie Provinzhauptstadte und die meisten Distriktzentren (USDOD 6.2019). Die afghanischen Krafte sichern die Stadte
und andere StlUtzpunkte der Regierung; die Taliban verstarken groR angelegte Angriffe, wodurch eine Vielzahl
afghanischer Krafte in Verteidigungsmissionen eingebunden ist, Engpasse entstehen und dadurch manchmal auch
Krafte fehlen kénnen, um Territorium zu halten (SIGAR 30.4.2019; vgl. NYT 19.7.2019). Kdmpfe waren auch weiterhin
auf konstant hohem Niveau. Die Ausnahme waren islamische Festtage, an denen, wie bereits in der Vergangenheit
auch schon, das Kampfniveau deutlich zuriickging, als sowohl regierungsfreundliche Krafte, aber auch
regierungsfeindliche Elemente ihre offensiven Operationen reduzierten. Im Gegensatz dazu hielt das Kampftempo
wahrend des gesamten Fastenmonats Ramadan an, da regierungsfeindliche Elemente mehrere Selbstmordattentate
ausfuhrten und sowohl regierungsfreundliche Truppen, als auch regierungsfeindliche Elemente, bekundeten, ihre
operative Dynamik aufrechtzuerhalten (UNGASC 3.9.2019). Die Taliban verlautbarten, eine asymmetrische Strategie zu
verfolgen: die Aufstandischen fiihren weiterhin Uberfélle auf Kontrollpunkte und Distriktzentren aus und bedrohen
Bevolkerungszentren (UNGASC 7.12.2018). Angriffe haben sich zwischen November 2018 und Janner 2019 um 19% im
Vergleich zum Vorberichtszeitraum (16.8. - 31.10.2018) verstarkt. Insbesondere in den Wintermonaten wurde in
Afghanistan eine erhdhte Unsicherheit wahrgenommen. (SIGAR 30.4.2019). Seit dem Jahr 2002 ist die Wintersaison
besonders stark umkampft. Trotzdem bemuhten sich die ANDSF und Koalitionskrafte die Anzahl ziviler Opfer zu



reduzieren und konzentrierten sich auf Verteidigungsoperationen gegen die Taliban und den ISKP. Diese Operationen
verursachten bei den Aufstandischen schwere Verluste und hinderten sie daran ihr Ziel zu erreichen (USDOD 6.2019).
Der ISKP ist auch weiterhin widerstandsfahig: Afghanische und internationale Streitkrafte fihrten mit einem hohen
Tempo Operationen gegen die Hochburgen des ISKP in den Provinzen Nangarhar und Kunar durch, was zu einer
gewissen Verschlechterung der FUhrungsstrukturen der ISKP fihrt. Dennoch konkurriert die Gruppierung auch
weiterhin mit den Taliban in der 6stlichen Region und hat eine operative Kapazitdt in der Stadt Kabul behalten
(UNGASC 3.9.2019).

So erzielen weder die afghanischen Sicherheitskrafte noch regierungsfeindliche Elemente signifikante territoriale
Gewinne. Das aktivste Konfliktgebiet ist die Provinz Kandahar, gefolgt von den Provinzen Helmand und Nangarhar.
Wenngleich keine signifikanten Bedrohungen der staatlichen Kontrolle Gber Provinzhauptstadte gibt, wurde in der
Nahe der Provinzhauptstadte Farah, Kunduz und Ghazni Uber ein hohes Mal3 an Taliban-Aktivitat berichtet (UNGASC
3.9.2019). In mehreren Regionen wurden von den Taliban vorubergehend strategische Posten entlang der
HauptstraBen eingenommen, sodass sie den Verkehr zwischen den Provinzen erfolgreich einschréanken konnten
(UNGASC 7.12.2018). So kam es beispielsweise in strategisch liegenden Provinzen entlang des Highway 1 (Ring Road)
zu temporaren Einschrédnkungen durch die Taliban (UNGASC 7.12.2018; vgl. ARN 23.6.2019). Die afghanischen
Verteidigungs- und Sicherheitskrafte stellen erhebliche Mittel fir die Verbesserung der Sicherheit auf den
HauptstraBen bereit - insbesondere in den Provinzen Ghazni, Zabul, Balkh und Jawzjan. (UNGASC 3.9.2019).

Fir das gesamte Jahr 2018, registrierten die Vereinten Nationen (UN) in Afghanistan insgesamt 22.478
sicherheitsrelevante Vorfalle. Gegenlber 2017 ist das ein Rlckgang von 5%, wobei die Anzahl der
sicherheitsrelevanten Vorfalle im Jahr 2017 mit insgesamt 23.744 ihren bisherigen Hohepunkt erreicht hatte (UNGASC
28.2.2019).

Abb. 1: Anzahl sicherheitsrelevante Vorfalle 2015-2018 in ganz Afghanistan gemaR Berichten des UN-Generalsekretars
(Darstellung der Staatendokumentation beruhend auf UN-Daten (UNGASC 7.3.2016; UNGASC 3.3.2017; UNGASC
28.2.2018; UNGASC 28.2.2019))

Bild kann nicht dargestellt werden

FUr den Berichtszeitraum 10.5.-8.8.2019 registriert die Vereinten Nationen (UN) insgesamt 5.856 sicherheitsrelevanter
Vorfalle - eine Zunahme von 1% gegenlber dem Vorjahreszeitraum. 63% Prozent aller sicherheitsrelevanten Vorfalle,
die héchste Anzahl, wurde im Berichtszeitraum in den sudlichen, &stlichen und sutdoéstlichen Regionen registriert
(UNGASC 3.9.2019). Fur den Berichtszeitraum 8.2-9.5.2019 registrierte die UN insgesamt 5.249 sicherheitsrelevante
Vorfalle - ein RlUckgang von 7% gegenUber dem Vorjahreswert; wo auch die Anzahl ziviler Opfer signifikant
zurlickgegangen ist (UNGASC 14.6.2019).

Fir den Berichtszeitraum 10.5.-8.8.2019 sind 56% (3.294) aller sicherheitsrelevanten Vorféalle bewaffnete
ZusammenstodRe gewesen; ein Rickgang um 7% im Vergleich zum Vorjahreswert. Sicherheitsrelevante Vorfalle bei
denen improvisierte Sprengkorper verwendet wurden, verzeichneten eine Zunahme von 17%. Bei den
Selbstmordattentaten konnte ein Rickgang von 44% verzeichnet werden. Die afghanischen Sicherheitskrafte fuhren
gemeinsam mit internationalen Kraften, weiterhin eine hohe Anzahl von Luftangriffen durch: 506 Angriffe wurden im
Berichtszeitraum verzeichnet - 57% mehr als im Vergleichszeitraum des Jahres 2018 (UNGASC 3.9.2019).

Im Gegensatz dazu, registrierte die Nichtregierungsorganisation INSO (International NGO Safety Organisation) fiir das
Jahr 2018 landesweit 29.493 sicherheitsrelevante Vorfalle, welche auf NGOs Einfluss hatten. In den ersten acht
Monaten des Jahres 2019 waren es 18.438 Vorfalle. Zu den gemeldeten Ereignissen zahlten, beispielsweise
geringfligige kriminelle Uberfille und Drohungen ebenso wie bewaffnete Angriffe und Bombenanschlige (INSO o.D.).

Folgender Tabelle kann die Anzahl an sicherheitsrelevanten Vorfallen pro Jahr im Zeitraum 2016-2018, sowie bis
einschlieBlich August des Jahres 2019 entnommen werden:

Tab. 1: Anzahl sicherheitsrelevante Vorfélle in Afghanistan It. INSO 2016-8.2019, monatlicher Uberblick (Darstellung der
Staatendokumentation beruhend auf INSO-Daten (INSO 0.D.))

2016



2017
2018
2019
Janner
2111
2203
2588
2118
Februar
2225
2062
2377
1809
Mérz
2157
2533
2626
2168
April
2310
2441
2894
2326
Mai
2734
2508
2802
2394
Juni
2345
2245
2164
2386
Juli
2398
2804
2554

2794



August
2829

2850

2234

2443
September
2493

2548

2389
Oktober
2607

2725

2682
November
2348

2488

2086
Dezember
2281

2459

2097
insgesamt
28.838
29.866
29.493
18.438

Abb. 2: Anzahl sicherheitsrelevante Vorfélle in Afghanistan It. INSO 2016-8.2019, monatlicher Uberblick (Darstellung der
Staatendokumentation beruhend auf INSO-Daten (INSO 0.D.))

Bild kann nicht dargestellt werden

Global Incident Map (GIM) verzeichnete in den ersten drei Quartalen des Jahres 2019 3.540 sicherheitsrelevante
Vorfalle. Im Jahr 2018 waren es 4.433. Die folgende Grafik der Staatendokumentation schlisselt die
sicherheitsrelevanten Vorfadlle anhand ihrer Vorfallarten und nach Quartalen auf (BFA Staatendokumentation
4.11.2019):

Abb. 3: Sicherheitsrelevante Vorfalle nach Quartalen und Vorfallsarten im Zeitraum 1.1.2018-30.9.2019 (Global Incident
Map, Darstellung der Staatendokumentation; BFA Staatendokumentation 4.11.2019)

Bild kann nicht dargestellt werden



Janner bis Oktober 2018 nahm die Kontrolle oder der Einfluss der afghanischen Regierung von 56% auf 54% der
Distrikte ab, die Kontrolle bzw. Einfluss der Aufstandischen auf Distrikte sank in diesem Zeitraum von 15% auf 12%.
Der Anteil der umstrittenen Distrikte stieg von 29% auf 34%. Der Prozentsatz der Bevélkerung, welche in Distrikten
unter afghanischer Regierungskontrolle oder -einfluss lebte, ging mit Stand Oktober 2018 auf 63,5% zurlck. 8,5
Millionen Menschen (25,6% der Bevdlkerung) leben mit Stand Oktober 2018 in umkampften Gebieten, ein Anstieg um
fast zwei Prozentpunkte gegentber dem gleichen Zeitpunkt im Jahr 2017. Die Provinzen mit der héchsten Anzahl an
von den Aufstandischen kontrollierten Distrikten waren Kunduz, Uruzgan und Helmand (SIGAR 30.1.2019).

Ein auf Afghanistan spezialisierter Militaranalyst berichtete im Januar 2019, dass rund 39% der afghanischen Distrikte
unter der Kontrolle der afghanischen Regierung standen und 37% von den Taliban kontrolliert wurden. Diese Gebiete
waren relativ ruhig, Zusammensté3e wurden gelegentlich gemeldet. Rund 20% der Distrikte waren stark umkampft.
Der Islamische Staat (IS) kontrollierte rund 4% der Distrikte (MA 14.1.2019).

Die Kontrolle tber Distrikte, Bevolkerung und Territorium befindet sich derzeit in einer Pattsituation (SIGAR 30.4.2019).
Die Anzahl sicherheitsrelevanter Vorfalle Ende 2018 bis Ende Juni 2019, insbesondere in der Provinz Helmand, sind als
verstarkte Bemuhungen der Sicherheitskrafte zu sehen, wichtige Taliban-Hochburgen und deren Fuhrung zu
erreichen, um in weiterer Folge eine Teilnahme der Taliban an den Friedensgesprachen zu erzwingen (SIGAR
30.7.2019). Intensivierte Kampfhandlungen zwischen ANDSF und Taliban werden von beiden Konfliktparteien als
Druckmittel am Verhandlungstisch in Doha erachtet (SIGAR 30.4.2019; vgl. NYT 19.7.2019).

Zivile Opfer

Die Vereinten Nationen dokumentierten fur den Berichtszeitraum 1.1.-30.9.2019 8.239 zivile Opfer (2.563 Tote, 5.676
Verletzte) - dieser Wert ahnelt dem Vorjahreswert 2018. Regierungsfeindliche Elemente waren auch weiterhin
Hauptursache fur zivile Opfer; 41% der Opfer waren Frauen und Kinder. Wenngleich die Vereinten Nationen fir das
erste Halbjahr 2019 die niedrigste Anzahl ziviler Opfer registrierten, so waren Juli, August und September - im
Gegensatz zu 2019 - von einem hohen Gewaltniveau betroffen. Zivilisten, die in den Provinzen Kabul, Nangarhar,
Helmand, Ghazni, und Faryab wohnten, waren am starksten vom Konflikt betroffen (in dieser Reihenfolge) (UNAMA
17.10.2019).

Fur das gesamte Jahr 2018 wurde von mindestens 9.214 zivilen Opfern (2.845 Tote, 6.369 Verletzte) (SIGAR 30.4.2019)
berichtet bzw. dokumentierte die UNAMA insgesamt 10.993 zivile Opfer (3.804 Tote und 7.189 Verletzte). Den
Aufzeichnungen der UNAMA zufolge, entspricht das einem Anstieg bei der Gesamtanzahl an zivilen Opfern um 5%
bzw. 11% bei zivilen Todesfallen gegentber dem Jahr 2017 und markierte einen Hochststand seit Beginn der
Aufzeichnungen im Jahr 2009. Die meisten zivilen Opfer wurden im Jahr 2018 in den Provinzen Kabul, Nangarhar,
Helmand, Ghazni und Faryab verzeichnet, wobei die beiden Provinzen mit der hdchsten zivilen Opferanzahl - Kabul
(1.866) und Nangarhar (1.815) - 2018 mehr als doppelt so viele Opfer zu verzeichnen hatten, wie die drittplatzierte
Provinz Helmand (880 zivile Opfer) (UNAMA 24.2.2019; vgl. SIGAR 30.4.2019). Im Jahr 2018 stieg die Anzahl an
dokumentierten zivilen Opfern aufgrund von Handlungen der regierungsfreundlichen Krafte um 24% gegentber 2017.
Der Anstieg ziviler Opfer durch Handlungen regierungsfreundlicher Krafte im Jahr 2018 wird auf verstarkte Luftangriffe,
Suchoperationen der ANDSF und regierungsfreundlicher bewaffneter Gruppierungen zurickgefihrt (UNAMA
24.2.2019).

Tab. 2: Zivile Opfer im Zeitverlauf 1.1.2009-30.9.2019 nach UNAMA (Darstellung der Staatendokumentation beruhend
auf UNAMA-Daten (UNAMA 24.2.2019; UNAMA 17.10.2019))

Jahr

Tote
Verletzte
Insgesamt
2009
2412

3.557



5.969

2010

2.794

4.368

7.162

2011

3.133

4.709

7.842

2012

2.769

4.821

7.590

2013

2.969

5.669

8.638

2014

3.701

6.834

10.535

2015

3.565

7.470

11.035

2016

3.527

7.925

11.452

2017

3.440

7.019

10.459

2018

3.804

7.189

10.993

2019*



2.563*

5.676*

8.239*

Insgesamt

32114

59561

91675

*2019: Erste drei Quartale 2019 (1.1.-30.9.2019)
High-Profile Angriffe (HPAs)

Sowohl im gesamten Jahr 2018 (USDOD 12.2018), als auch in den ersten funf Monaten 2019 fuhrten Aufstandische,
Taliban und andere militante Gruppierungen, insbesondere in der Hauptstadtregion weiterhin Anschlage auf
hochrangige Ziele aus, um die Aufmerksamkeit der Medien auf sich zu ziehen, die Legitimitat der afghanischen
Regierung zu untergraben und die Wahrnehmung einer weit verbreiteten Unsicherheit zu schaffen (USDOD 6.2019;
vgl. USDOD 12.2018). Diese Angriffe sind stetig zurtickgegangen (USDOD 6.2019). Zwischen 1.6.2018 und 30.11.2018
fanden 59 HPAs in Kabul statt (Vorjahreswert: 73) (USDOD 12.2018), zwischen 1.12.2018 und15.5.2019 waren es 6
HPAs (Vorjahreswert: 17) (USDOD 6.2019).

Anschlage gegen Glaubige und Kultstatten, religiose Minderheiten

Die Zahl der Angriffe auf Glaubige, religidse Exponenten und Kultstatten war 2018 auf einem ahnlich hohen Niveau wie
2017: bei 22 Angriffen durch regierungsfeindliche Krafte, meist des ISKP, wurden 453 zivile Opfer registriert (156 Tote,
297 Verletzte), ein Grof3teil verursacht durch Selbstmordanschlage (136 Tote, 266 Verletzte) (UNAMA 24.2.2019).

Fir das Jahr 2018 wurden insgesamt 19 Vorfalle konfessionell motivierter Gewalt gegen Schiiten dokumentiert, bei
denen es insgesamt zu 747 zivilen Opfern kam (223 Tote, 524 Verletzte). Dies ist eine Zunahme von 34% verglichen mit
dem Jahr 2017. Wahrend die Mehrheit konfessionell motivierter Angriffe gegen Schiiten im Jahr 2017 auf Kultstatten
verlbt wurden, gab es im Jahr 2018 nur zwei derartige Angriffe. Die meisten Anschlage auf Schiiten fanden im Jahr
2018 in anderen zivilen Lebensraumen statt, einschlief3lich in mehrheitlich von Schiiten oder Hazara bewohnten
Gegenden. Gezielte Attentate und Selbstmordangriffe auf religiose Fihrer und Glaubige fuhrten, zu 35 zivilen Opfern
(15 Tote, 20 Verletzte) (UNAMA 24.2.2019).

Angriffe im Zusammenhang mit den Parlamentswahlen im Oktober 2018

Die afghanische Regierung bemuhte sich Wahllokale zu sichern, was mehr als 4 Millionen afghanischen Burgern
ermoglichte zu wahlen (UNAMA 11.2018). Und auch die Vorkehrungen der ANDSF zur Sicherung der Wahllokale
ermoglichten eine Wahl, die weniger gewalttatig war als jede andere Wahl der letzten zehn Jahre (USDOS 12.2018). Die
Taliban hatten im Vorfeld 6ffentlich verkindet, die fir Oktober 2018 geplanten Parlamentswahlen stéren zu wollen.
Ahnlich wie bei der Prasidentschaftswahl 2014 warnten sie Blirger davor, sich fir die Wahl zu registrieren, verhangten
"GeldbulRen" und/oder beschlagnahmten Tazkiras und bedrohten Personen, die an der Durchfiihrung der Wahl
beteiligt waren (UNAMA 11.2018; vgl. USDOS 13.3.2019). Von Beginn der Wahlerregistrierung (14.4.2018) bis Ende des
Jahres 2018, wurden 1.007 Opfer (226 Tote, 781 Verletzte) sowie 310 Entfiihrungen aufgrund der Wahl verzeichnet
(UNAMA 24.2.2019). Am Wahltag (20.10.2018) verifizierte UNAMA 388 zivile Opfer (52 Tote und 336 Verletzte) durch
Wahl bedingte Gewalt. Die héchste Anzahl an zivilen Opfern an einem Wahltag seit Beginn der Aufzeichnungen durch
UNAMA im Jahr 2009 (UNAMA 11.2018).

Regierungsfeindliche Gruppierungen

In Afghanistan sind unterschiedliche regierungsfeindliche Gruppierungen aktiv - insbesondere die Grenzregion zu
Pakistan bleibt eine Zufluchtsstatte fur unterschiedliche Gruppierungen, wie Taliban, Islamischer Staat, al-Qaida,
Haqggani-Netzwerk, Lashkar-e Tayyiba, Tehrik-e Taliban Pakistan, sowie Islamic Movement of Uzbekistan (USDOD
6.2019; vgl. CRS 12.2.2019) und stellt nicht nur fir die beiden Lander eine Sicherheitsherausforderung dar, sondern
eine Bedrohung fiir die gesamte regionale Sicherheit und Stabilitat (USDOD 6.2019):



Taliban

Die USA sprechen seit rund einem Jahr mit hochrangigen Vertretern der Taliban Uber eine politische Losung des
langjahrigen Afghanistan-Konflikts. Dabei geht es vor allem um Truppenabziige und Garantien der Taliban, dass
Afghanistan kein sicherer Hafen fir Terroristen wird.

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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